
  
  

  

 

DURCHBLICK für das Personalbüro 
 

Im Februar 2023 

Sehr geehrte Mandantin, 
sehr geehrter Mandant, 
bei der Besteuerung von Arbeitnehmern sind ei-
nige Neuerungen zu berücksichtigen, die auf das 
Jahressteuergesetz 2022 zurückgehen. Wir brin-
gen die wesentlichen Rechtsänderungen für Sie 
auf den Punkt. Darüber hinaus beleuchten wir, wa-
rum Taxikosten nur in Höhe der Entfernungs-
pauschale geltend gemacht werden können. Im 
Steuertipp geht es um die Verlängerung der steu-
erlichen Maßnahmen zur Unterstützung der Ge-
schädigten des Ukraine-Kriegs. 

Jahressteuergesetz 2022  

Was sich ab 2023 bei der Arbeitnehmer-
besteuerung ändert 
Im Jahressteuergesetz 2022 hat der Gesetzgeber 
„auf den letzten Metern“ eine Reihe von Rechts-
änderungen beschlossen, die für die Arbeitneh-
merbesteuerung ab 2023 von erheblicher Bedeu-
tung sind. Im Einzelnen geht es um Folgendes: 

Häusliches Arbeitszimmer: Die Aufwendungen 
für ein häusliches Arbeitszimmer sind, soweit dort 
der Mittelpunkt der gesamten betrieblichen und 
beruflichen Betätigung liegt, abweichend vom ur-
sprünglichen Gesetzentwurf (vgl. hierzu Ausgabe 
12/22) ab 2023 auch dann weiterhin in voller Höhe 
abziehbar, wenn für die betriebliche oder berufli-
che Betätigung ein anderer Arbeitsplatz zur Ver-
fügung steht. 

Anstelle des Abzugs der tatsächlichen Kosten ist 
ab 2023 ein pauschaler Abzug in Höhe von 

1.260 € pro Jahr möglich. Diese personenbezoge-
ne Jahrespauschale ist für jeden vollen Monat, in 
dem das Arbeitszimmer nicht den Mittelpunkt der 
gesamten betrieblichen und beruflichen Betäti-
gung bildet, um ein Zwölftel zu mindern. 

Hinweis: Im Interesse der Praxis zu begrüßen 
ist, dass ab 2023 nur noch im „Mittelpunktfall“ 
ein häusliches Arbeitszimmer vorhanden sein 
muss. In allen anderen Fällen greift die nach-
stehend erläuterte Homeoffice-Pauschale in 
Form einer Tagespauschale von 6 €. 

Homeoffice-Pauschale: Für jeden Tag, an dem 
die betriebliche oder berufliche Tätigkeit überwie-
gend in der häuslichen Wohnung ausgeübt und 
keine außerhalb der häuslichen Wohnung gele-
gene erste Tätigkeitsstätte aufgesucht wird, kann 
ab 2023 für die gesamte betriebliche und be-
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rufliche Betätigung eine Tagespauschale von 6 €, 
höchstens jedoch 1.260 € im Wirtschafts- oder Ka-
lenderjahr, abgezogen werden. 

Steht für die betriebliche oder berufliche Tätigkeit 
dauerhaft kein anderer Arbeitsplatz zur Verfü-
gung, ist ein Abzug der Tagespauschale selbst 
dann zulässig, wenn die Tätigkeit am selben Tag 
auch auswärts oder an der ersten Tätigkeitsstätte 
ausgeübt wird. Der Abzug der Tagespauschale ist 
aber nicht zulässig, soweit für die „Homeoffice-
Wohnung“ Unterkunftskosten im Rahmen einer 
doppelten Haushaltsführung geltend gemacht wer-
den können oder Aufwendungen für ein häusliches 
Arbeitszimmer abgezogen werden. 

Zudem ist der Abzug der Tagespauschale grund-
sätzlich ausgeschlossen für die Tage, an denen die 
Voraussetzungen für den Abzug der Entfernungs-
pauschale erfüllt sind, also neben der Ausübung 
der Tätigkeit in der häuslichen Wohnung die erste 
Tätigkeitsstätte aufgesucht wird. Dieser Aus-
schluss gilt jedoch nicht in den Fällen, in denen 
dem Beschäftigten für die betriebliche oder beruf-
liche Betätigung kein anderer Arbeitsplatz zur 
Verfügung steht. Auch der Abzug von Reisekos-
ten schließt hier - anders als bei der bis zum 
31.12.2022 geltenden Homeoffice-Pauschale - den 
Abzug der Tagespauschale nicht aus. 

Corona-Bonus für Sonderleistungen: Vom Ar-
beitgeber in der Zeit vom 18.11.2021 bis zum 
31.12.2022 zusätzlich zum ohnehin geschuldeten 
Arbeitslohn gewährte Sonderleistungen zur Aner-
kennung besonderer Leistungen während der 
Corona-Krise an in bestimmten Einrichtungen tä-
tige Arbeitnehmer sind bis zu 4.500 € steuerfrei 
(„Corona-Bonus für Pflegekräfte“). Entsprechen-
des wurde nun für Sonderleistungen für zugelas-
sene voll- und teilstationäre Pflegeeinrichtungen 
geregelt, die zusätzliche Aufgaben nach dem In-
fektionsschutzgesetz erfüllen. Die Pflegeeinrich-
tungen sollen diese Leistungen für die Zeit von 
Oktober 2022 bis April 2023 an die anspruchsbe-
rechtigten Beschäftigten auszahlen. Um die Steu-
erbefreiung dem Grunde nach auch auf die bis zum 
31.05.2023 gezahlten Leistungen zu erstrecken, 
wurde der Begünstigungszeitraum in Bezug auf 
diese Leistungen entsprechend erweitert. 

Arbeitnehmer-Pauschbetrag: Ab 2023 beträgt 
der Arbeitnehmer-Pauschbetrag 1.230 € pro Jahr 
(bisher 1.200 €). 

Kurzfristig Beschäftigte: Der Arbeitgeber kann 
bei Arbeitnehmern, die nur kurzfristig beschäftigt 
werden, die Lohnsteuer mit einem Pauschsteuer-
satz von 25 % des Arbeitslohns erheben. Voraus-
setzung für die Pauschalierung ist ab 2023, dass 
der Arbeitslohn während der Beschäftigungsdauer 
durchschnittlich 150 € je Arbeitstag und 19 € je 
Stunde nicht übersteigt. 

Alleinerziehende: Ab 2023 beläuft sich der in die 
Steuerklasse II eingearbeitete Entlastungsbetrag 
für Alleinerziehende auf 4.260 €. 

Ausbildungsfreibetrag: Zur Abgeltung des Son-
derbedarfs eines sich in Berufsausbildung befin-
denden, auswärtig untergebrachten volljährigen 
Kindes, für das Anspruch auf einen Freibetrag für 
Kinder oder auf Kindergeld besteht, können die 
Eltern einen Freibetrag vom Gesamtbetrag der 
Einkünfte abziehen. Wie bereits im Koalitionsver-
trag vorgesehen, wurde dieser Freibetrag von 
924 € auf 1.200 € pro Jahr angehoben. 

Übergangsregelungen  

Wie die Lohnsteuer ab Januar 2023 zu 
berechnen bzw. zu ermitteln ist 
Hinsichtlich des ab Januar 2023 vorzunehmenden 
Lohnsteuerabzugs hat die Finanzverwaltung fol-
gende Übergangsregelungen getroffen: 

Arbeitgeber sind (noch) nicht verpflichtet, die An-
hebung des Arbeitnehmer-Pauschbetrags und des 
Entlastungsbetrags für Alleinerziehende beim 
Lohnsteuerabzug 2023 umzusetzen. Dies gilt bis 
zu einem noch zu bestimmenden Zeitpunkt nach 
der Bekanntmachung geänderter Programmab-
laufpläne 2023. Sie können für einen Übergangs-
zeitraum die Lohnsteuer entsprechend den derzei-
tigen Programmablaufplänen 2023 berechnen 
(maschinelle Lohnsteuerberechnung) bzw. ermit-
teln (manuelle Ermittlung der Lohnsteuer auf 
Grundlage von Lohnsteuertabellen). 

Arbeitgeber, die die Lohnsteuer manuell ermit-
teln, können für einen Übergangszeitraum die 
Lohnsteuer auch auf Grundlage der Lohnsteuerta-
bellen für 2022 ermitteln, wenn der Arbeitnehmer 
nicht ausdrücklich widerspricht. Nach Ablauf der 
Übergangsregelungen ist der Lohnsteuerabzug in 
der Regel zu korrigieren. Einzelheiten werden mit 
der Bekanntmachung der geänderten Pro-
grammablaufpläne 2023 festgelegt. 

Mitarbeiteraktienoptionsprogramm  

Betriebsausgabenabzug bei  
der Ausgabe eigener Aktien 
Ertragsteuerlich ist die Ausgabe eigener Aktien an 
Arbeitnehmer im Rahmen eines Mitarbeiteraktien-
optionsprogramms als Sachbezug zu behandeln. 
Dabei entsteht ein Betriebsausgabenabzug in 
Höhe der Differenz zwischen dem durch die Ar-
beitnehmer zu leistenden Ausübungspreis und 
dem Betrag, den die Kapitalgesellschaft für den 
Erwerb der eigenen Anteile aufgewendet hat. Das 
gilt unabhängig davon, dass die Ausgabe der 
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eigenen Anteile auf Ebene der Kapitalgesellschaft 
für ertragsteuerliche Zwecke als steuerneutrale 
Kapitalmaßnahme zu behandeln ist. 

Pendler  

Ein Taxi zählt nicht zu den öffentlichen 
Verkehrsmitteln 
Aufwendungen eines Arbeitnehmers für Wege 
zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte 
sind grundsätzlich in Höhe von 0,30 € für die ers-
ten 20 km und darüber hinaus mit 0,38 € für jeden 
weiteren Entfernungskilometer anzusetzen. Das 
gilt unabhängig vom genutzten Verkehrsmittel. 
Eine Ausnahme gilt allerdings bei der Benutzung 
öffentlicher Verkehrsmittel. Hier darf der Arbeit-
nehmer anstatt der Entfernungspauschale die hö-
heren tatsächlichen Kosten ansetzen. 

Der Bundesfinanzhof hatte die Frage zu klären, ob 
ein Taxi solch ein begünstigtes öffentliches Ver-
kehrsmittel ist. Er hat entschieden, dass ein Arbeit-
nehmer für seine Fahrten zwischen Wohnung und 
Arbeitsplatz bei der Nutzung eines Taxis nur die 
Entfernungspauschale als Werbungskosten von 
der Steuer absetzen kann. Der Gesetzgeber habe 
bei Einführung der Ausnahmeregelung eine Nut-
zung öffentlicher Verkehrsmittel im Linienver-
kehr - insbesondere von Bus und Bahn - und damit 
ein enges Verständnis des Begriffs des öffentli-
chen Verkehrsmittels vor Augen gehabt. Ein Ar-
beitnehmer, der die Wege zwischen Wohnung und 
erster Tätigkeitsstätte mit einem Taxi zurücklege, 
könne seine Aufwendungen daher nur in Höhe der 
Entfernungspauschale geltend machen. 

Lohnsteuerpflicht  

Entgelt für Werbung auf dem Arbeit- 
nehmer-Pkw führt zu Arbeitslohn 
Ein vom Arbeitgeber an seine Arbeitnehmer ge-
zahltes Entgelt für die Werbung des Arbeitgebers 
auf dem Kennzeichenhalter des privaten Pkw des 
Arbeitnehmers ist Arbeitslohn. Das hat der Bun-
desfinanzhof (BFH) entschieden. Ausschlagge-
bend war für ihn, dass dem abgeschlossenen 
„Werbemietvertrag“ im Streitfall kein eigenstän-
diger wirtschaftlicher Gehalt zukam. 

Der Arbeitgeber hatte mit einem Teil seiner Ar-
beitnehmer „Werbemietverträge“ geschlossen. 
Danach verpflichteten sich diese, mit Werbung des 
Arbeitgebers versehene Kennzeichenhalter an ih-
ren privaten Pkws anzubringen. Dafür erhielten sie 
jährlich 255 €. Der Arbeitgeber behandelte das 
„Werbeentgelt“ als sonstige Einkünfte und be-
hielt daher keine Lohnsteuer ein. Das war auch für 

die Arbeitnehmer von Vorteil, weil solche Ein-
künfte unterhalb eines Betrags von 256 € pro Jahr 
steuerfrei sind. Das Finanzamt ging demgegen-
über von einer Lohnzahlung aus und nahm den Ar-
beitgeber für die nicht einbehaltene und abge-
führte Lohnsteuer in Haftung. 

Diese Vorgehensweise hat der BFH bestätigt. Den 
„Werbemietverträgen“, die an die Laufzeit der Ar-
beitsverträge geknüpft seien, komme kein eigener 
wirtschaftlicher Gehalt zu. Für die Bemessung des 
„Werbeentgelts“ von jährlich 255 € sei ersichtlich 
nicht - wie im wirtschaftlichen Geschäftsverkehr 
üblich - der erzielbare Werbeeffekt maßgeblich 
gewesen, sondern allein die Steuerfreigrenze für 
sonstige Einkünfte. 

Studienkosten  

Steuerfreie Leistungen aus einem  
Stipendium mindern Werbungskosten 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat entschieden, dass 
als Werbungskosten abziehbare Aufwendungen 
für ein Masterstudium um steuerfreie Leistungen 
zu kürzen sind, die Studierende aus einem Stipen-
dium erhalten. 

Im Streitfall absolvierte eine Studentin im Rahmen 
einer steuerlich anzuerkennenden Zweitausbil-
dung ein Masterstudium in den USA. Für ihr Stu-
dium erhielt sie ein Stipendium des Deutschen 
Akademischen Austauschdienstes (DAAD). Der 
DAAD zahlte ihr monatliche Stipendienraten zur 
Bestreitung des Lebensunterhalts in den USA, ins-
besondere für Wohnung und Verpflegung. Außer-
dem erstattete er ihr anteilige Studiengebühren 
und Reisekosten. Die Studentin machte die Stu-
diengebühren, Reisekosten, Aufwendungen für 
die doppelte Haushaltsführung in den USA und 
Verpflegungsmehraufwendungen als Werbungs-
kosten geltend. Die Stipendienleistungen brachte 
sie dabei nicht in Abzug. Das Finanzamt zog die 
Zahlungen des DAAD ab und kürzte die Wer-
bungskosten entsprechend. 

Der BFH hat diese Vorgehensweise bestätigt. 
Seine Argumentation: Dem Grunde nach stellen 
die Aufwendungen für das Masterstudium vor-
weggenommene Werbungskosten dar. Allerdings 
führt die Erstattung von Werbungskosten zu steu-
erbaren Einnahmen bei der Einkunftsart, bei der 
die Aufwendungen zuvor als Werbungskosten ab-
gezogen wurden. Zum Zeitpunkt der Erstattung 
wird damit im Ergebnis der Werbungskostenab-
zug rückgängig gemacht. Dies gilt auch für die 
vom DAAD erbrachten Stipendienleistungen. 
Diese wiesen eine innere Verknüpfung mit der an-
gestrebten zukünftigen Berufstätigkeit auf.
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Damit wurde der Aufwand abgegolten, den die 
Studentin zu Recht als Werbungskosten geltend 
gemacht hatte. Da das Stipendium des DAAD je-
doch steuerfrei war, schied eine Kompensation 
des Werbungskostenabzugs durch eine Einnahme 
bei den Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit 
aus. Die Werbungskosten durften, soweit dafür 
das Stipendium gewährt wurde, von vornherein 
nicht abgezogen werden. 

Sonstige Einkünfte  

Keine Lohnsteuer bei Vergütung für 
Teilnahme an Erprobungsstudien 
Teilnehmer an Erprobungsstudien („Probanden“) 
sind in aller Regel keine Arbeitnehmer. Die für die 
Teilnahme gezahlten Beträge sind daher nicht 
lohnsteuer- und beitragspflichtig. Steuerlich füh-
ren die erhaltenen Beträge vielmehr zu sonstigen 
Einkünften. Eine Besteuerung unterbleibt erfreuli-
cherweise, wenn die gezahlten Beträge weniger 
als 256 € im Kalenderjahr betragen. 

Reisekosten  

Befristeter Einsatz von Leiharbeit- 
nehmern als Auswärtstätigkeit 
Für die steuerliche Berücksichtigung von Fahrt-
kosten und Verpflegungsmehraufwendungen ist 
entscheidend, ob der Arbeitnehmer an seinem be-
ruflichen Einsatzort eine erste Tätigkeitsstätte 
hat oder nicht. Eine erste Tätigkeitsstätte liegt ins-
besondere vor, wenn der Arbeitnehmer einer orts-
festen betrieblichen Einrichtung eines Arbeitge-
bers, eines verbundenen Unternehmens oder eines 
vom Arbeitgeber bestimmten Dritten dauerhaft 
zugeordnet ist. 

Bei Leiharbeitsverhältnissen ist maßgebliches Ar-
beitsverhältnis für die Beantwortung der Frage, ob 
der Arbeitnehmer einer betrieblichen Einrichtung 
dauerhaft zugeordnet ist, das zwischen dem Ver-
leiher und dem Leiharbeitnehmer bestehende Ar-
beitsverhältnis. Der Entleiher nimmt im Regelfall 
nur die Arbeitsleistung entgegen, lenkt sie nach 
Bedarf durch Weisungen und erfüllt lediglich kor-
respondierende Fürsorgepflichten. 

Besteht der Einsatz des Leiharbeitnehmers beim 
Entleiher zwar in wiederholten, aber befristeten 
Einsätzen, fehlt es laut Bundesfinanzhof an einer 
dauerhaften Zuordnung zu einer ortsfesten be-
trieblichen Einrichtung eines vom Arbeitgeber be-
stimmten Dritten. Daher geht das Gericht in sol-
chen Fällen von einer beruflich veranlassten Aus-
wärtstätigkeit des Leiharbeitnehmers aus.  

Die Fahrtkosten können folglich zeitlich unbe-
grenzt mit 0,30 € je gefahrenen Kilometer und 
die Verpflegungspauschalen unter Beachtung der 
Mindestabwesenheitszeit von acht Stunden sowie 
der gesetzlich vorgegebenen Dreimonatsfrist steu-
erfrei erstattet bzw. als Werbungskosten abgezo-
gen werden. 

Steuertipp  

Regelungen für Unterstützungs- 
leistungen im Ukraine-Krieg verlängert 
Die Finanzverwaltung hat das Anwendungsschrei-
ben zu steuerlichen Maßnahmen zur Unterstüt-
zung der vom Krieg in der Ukraine Geschädigten 
durch den Arbeitgeber (vgl. hierzu Ausgabe 
09/22) bis zum 31.12.2023 verlängert. Steuerfrei 
ist damit weiterhin  

• die Nutzungsüberlassung von Kfz an Arbeit-
nehmer, deren privates Fahrzeug durch die 
Kriegsereignisse nicht mehr verfügbar ist, 

• die Nutzungsüberlassung von Wohnungen 
oder Unterkünften, wenn die vom Arbeitneh-
mer bisher genutzte Bleibe durch die Kriegs-
handlungen unbewohnbar geworden ist, 

• die Gewährung von unentgeltlicher Verpfle-
gung an Arbeitnehmer, die sich nicht selbst 
versorgen können, 

• die Nutzungsüberlassung anderer Sachen, 
wenn entsprechende Güter des Arbeitnehmers 
durch die Kriegsereignisse nicht mehr verfüg-
bar sind oder die Überlassung der Schadensbe-
seitigung dient, 

• die Übereignung von gebrauchten Gegenstän-
den zum Zweck der Ausstattung der Wohnung 
oder der Unterkunft eines Arbeitnehmers, der 
die Ukraine aufgrund der Kriegsereignisse ver-
lassen hat. 

Hinweis: Der Arbeitnehmer hat gegenüber 
dem Arbeitgeber durch entsprechende Anga-
ben weiterhin die Schadenshöhe glaubhaft zu 
machen sowie deswegen erhaltene oder zu er-
wartende Zuwendungen anzugeben.  

Die genannten Regelungen gelten auch für 
Leistungen des Arbeitgebers zur Unterstützung 
von Angehörigen des Arbeitnehmers. 

 
 
 
 



 
 

 

Gleicher Lohn bei gleicher Arbeit, auch 
bei geringfügiger Beschäftigung  
 
Ein interessantes Urteil hat das Bundesarbeitsge-
richt am 18.01.2023 gefällt beziehungsweise eine 
entsprechende Entscheidung des Landesarbeitsge-
richts München aus Januar 2022 bestätigt:  
 
Ob geringfügig beschäftigt oder in verbindlich ge-
regelter Vollzeit - die Vergütung je Arbeitsstunde 
muss einander bei gleicher Qualifikation und iden-
tischer Tätigkeit entsprechen. Und dies gilt aus-
drücklich für solche geringfügig Beschäftigten, 
die in Bezug auf Umfang und Lage der Arbeitszeit 
keinen Weisungen des Arbeitgebers unterliegen, 
jedoch Wünsche diesbezüglich anmelden können, 
auch wenn der Arbeitgeber diesen nicht nachkom-
men muss.  
 
Zum konkreten Hintergrund: Wie bereits in einem 
vorangehenden Bericht dargelegt, war der Kläger 
im Rahmen eines geringfügigen Beschäftigungs-
verhältnisses als Rettungsassistent tätig. Er führte 
Notfallrettungen und Krankentransporte durch. 
Die Arbeitgeberin beschäftigte daneben auch so-
genannte hauptamtliche Rettungsassistenten in 
Vollzeit. Diesen vollzeitbeschäftigten beziehungs-
weise teilzeitbeschäftigten Rettungsassistenten 
zahlte sie eine Stundenvergütung von 17,00 Euro 
brutto. Der Kläger war im Unterschied dazu im ge-
ringfügigen Beschäftigungsverhältnis als Ret-
tungsassistent tätig. Er erhielt jedoch nur eine 
Stundenvergütung von 12,00 Euro. Gegen diese 
Ungleichbehandlung klagte er.  
 
Tatsächlich teilte die Beklagte den geringfügig be-
schäftigten Rettungsassistent nicht einseitig zu 
Diensten ein. Vielmehr konnte dieser Wunschter-
mine für Einsatzzeiten benennen, und diesen ver-
suchte die Beklagte zu entsprechen. Die Beklagte 
teilte ihn zudem in noch unbesetzte freie Dienst-
schichten ein. Wenn hauptamtliche Rettungsassis-
tenten ausfielen, kam es auch zu kurzfristigen An-
fragen und um die Bitte, verschiedene ergänzende 
Dienste zu übernehmen. Eine vertragliche Stun-
denzahl von 16 Stunden pro Monat war vorgese-
hen. Daneben konnte der Rettungsassistent be-
stimmen, ob er weitere Stunden zu leisten ver-
mochte. Er verpflichtete sich auch, sich aktiv um 
Schichten zu kümmern.  
 
Der Mann klagte gegen die geringere Vergütung 
gegenüber den Vollzeitkräften. Er machte geltend, 
die unterschiedliche Stundenvergütung im 

Vergleich zu den Vollzeit- und Teilzeit-Rettungs-
assistenten stelle eine Benachteiligung seiner Tä-
tigkeit wegen seiner Teilzeittätigkeit dar. Demge-
genüber hielt die beklagte Arbeitgeberin die Dif-
ferenz für sachlich gerechtfertigt: Sie habe bei den 
hauptamtlichen Rettungsassistenten eine größere 
Planungssicherheit. Somit entstehe für diese auch 
ein geringerer Planungsaufwand. Zudem argu-
mentierte sie: Die hauptamtlich in Voll- und Teil-
zeit tätigen Rettungsassistenten müssten sich auch 
nach Weisungen für bestimmte Dienste richten.  
 
Bereits das Landesarbeitsgericht München hatte 
die Beklagte zur Zahlung der Differenzvergütung 
verurteilt, und so sieht dies auch das Bundesar-
beitsgericht.  
 
Es stellt fest: Entgegen § 4 Abs. 1 TzBfG sei ohne 
sachlichen Grund eine geringere Stundenvergü-
tung an den Kläger geleistet worden. Denn es han-
delt sich um je gleich qualifizierte Mitarbeiter. 
Diese üben schlussendlich auch eine gleiche Tä-
tigkeit aus. Allein der pauschal behauptete größere 
Planungsaufwand bei der Einsatzplanung stelle 
keinen sachlichen Grund zur Rechtfertigung die-
ser Ungleichbehandlung dar. Dieser erhöhte Auf-
wand sei im Grunde auch gar nicht erkennbar - je-
denfalls sei er nicht ausreichend dargelegt. Auch 
das behauptete Weisungsrecht des Arbeitgebers 
gegenüber den Haupt- und Teilzeitbeschäftigten 
rechtfertigt keinen höheren Lohn. Denn schließ-
lich unterliegt die Beklagte auch den Grenzen des 
Arbeitszeitgesetzes mit Bezug auf die Dauer der 
Arbeitszeit und mit Bezug auf das Einhalten der 
Ruhepausen. 
 
Hier ist also bei gleicher Tätigkeit und gleicher 
Qualifikation je identische Höhe des Stundenlohns 
zu zahlen. 
 
Bei Fragen in diesem Zusammenhang stehen wir 
gerne zur Verfügung.  
 
 

Ihre Marion Wenning 
 
 

 
 

 
 

Bitte beachten Sie, dass alle Angaben in diesem Informationsschreiben trotz sorgfältiger Bearbeitung ohne Gewähr erfolgen und keine individuelle Beratung ersetzen 
können. Wenn Sie keine weitere Ausgabe Durchblick mehr erhalten möchten, senden Sie uns einfach eine Mail an info@heisterborg.de. Unsere Datenschutzbestimmungen 
finden Sie auf www.heisterborg.de/datenschutzerklaerung 
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